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Danke – das habt ihr 
super gemacht!
DELEGATION AUS DEM FACHBEREICH 13 DEMONSTRIERT IN BRÜSSEL

Warum zur Demonstration nach Brüssel?
„Um niemals aufzugeben und niemals

sprachlos zu sein“, beantwortet Alfons Reichert
aus Großefehn (Ostfriesland) die Frage. Zusam-
men mit elf anderen Betriebsräten und ver.dia-
nern aus den Bereichen Bewachung, Woh-
nungswirtschaft und Callcenter hat er sich auf-
gemacht, um mit Tausenden von Gleichgesinn-
ten aus ganz Europa gegen die EU-Dienstleis-
tungsrichtlinie zu demonstrieren. Die Delegation
kommt aus den ver.di-Bezirken Oldenburg/Um-
land sowie aus Ostfriesland-Wilhelmshaven. 
Statt sich gemeinsam für mehr Arbeit einzuset-
zen, machen sich die Länder der Europäischen
Union gegenseitig Konkurrenz mit niedrigeren
Steuern, Löhnen und schlechteren sozialen Be-
dingungen. „Für die Menschen in der EU ist das
nicht akzeptabel“, sagt Dieter Reinhardt, Vorsit-
zender des Bezirksfachbereichvorstandes.
Außerdem, kritisiert der Kollege weiter, wollen
die Regierungen die Dienstleistungen in Europa

zu Lasten der Be-
schäftigten libera-
lisieren. Aus-
schließlich nach
den Interessen
von großen Unter-
nehmen. Sozial-,
Umwelt- und Ver-
braucherschutz
würden so völlig
unter die Räder
kommen. „Sozial-
dumping ist keine
Lösung, sondern

eine große Gefahr“, meint auch die Wilhelms-
havener Betriebsrätin Ute Eilert, die im Callcen-
ter Sykes arbeitet.
Die Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter
wollen ein klares Signal geben. Das gewerk-
schaftliche Engagement der Norddeutschen en-
det nicht an den Betriebstoren. Information
innerhalb der Betriebe reiche nicht. Wie viele
andere Gewerkschafter/innen fahren die Ehren-
amtlichen aus dem Kreis des Fachbereichvor-
standes Besondere Dienstleistungen also am 19.
März 2005 nach Brüssel, um gegen Sozialabbau
und Angriffe auf Arbeitnehmerrechte zu de-
monstrieren. 
Die Demonstration in Brüssel ist für die Teilneh-
mer/innen beeindruckend. Die Demonstranten
kommen aus allen Teilen Europas, zum Beispiel
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Musterreso-
lution zur ge-
planten EU-
Binnenmarkt-
richtlinie

Der Richtlinienentwurf ist
äußerst unausgewogen
und verletzt in erheb-
licher Weise das im Ver-
trag über die Europäische
Union verankerte Subsi-
diaritätsprinzip: 
■ Er unterwirft wesent-
liche Leistungen der Da-
seinsvorsorge (Wasser-
wirtschaft, Abfallwirt-
schaft, Technische Über-
wachung usw.), soziale
Dienste und durch Sozial-
versicherungen geregelte
Dienstleistungen (Ge-
sundheitsdienste, Pflege)
einer allgemeinen Libera-
lisierung und greift damit
tief in die Kompetenzen
der Mitgliedstaaten, ihrer
regionalen Untergliede-
rungen und Kommunen
ein, diese Leistungen in
eigener Verantwortung
zu regeln.
■ Er schafft mit der brei-
ten Verankerung des Her-
kunftslandsprinzips un-
gleiche Wettbewerbsbe-
dingungen für Dienstleis-
tungen im europäischen
Binnenmarkt, durchlö-
chert das einheitliche
Recht der Mitgliedstaaten
und organisiert so einen

Fo
to

: 
FB

aus Spanien, Finnland, Schweden, Polen. Sogar
aus Griechenland sind sie angereist. Bewacher
Dieter Reinhardt aus Ovelgönne (Wesermarsch):
„Irgendwie fühlte ich das erste Mal wirklich eu-
ropäische Solidarität. Es war auch nicht ent-
scheidend, dass nicht 200000, sondern ‚nur‘
70000 Leute da waren. Entscheidend war für
mich vielmehr, dass alle da waren, haupt- und
ehrenamtliche Gewerkschafter aller europäischen
Mitgliedstaaten. Das war das richtige Zeichen.“
Uwe Peglau, stellvertretender Betriebsratsvorsit-
zender bei der Firma Dekonta in Stadland
(Unterweser) war am meisten von der bunten
Vielfalt und der Solidarität unter den europä-
ischen Gewerkschaften beeindruckt. „Es ist
heutzutage nicht unbedingt selbstverständlich,
dass man die Gewerkschaften aus den Ländern
freundlich begrüßt, aus denen die so genannten
Billigarbeiter kommen.“
Die Nordlichter haben sich dort wo es ging mit
Händen und Füßen mit den europäischen Kolle-
ginnen und Kollegen unterhalten. Uwe Peglau:
„Es war eine machtvolle Demonstration. So eine
bunte Demo werden wir so schnell nicht wieder
erleben.“
„Dass wir auch noch unseren DGB-Chef, den
Kollegen Michael Sommer, getroffen und für ein
Foto in unsere Mitte genommen haben, war für
jeden von uns ein persönliches Highlight. Mit
dem Generalsekretär der rumänischen Gewerk-
schaft haben wir auch Visitenkarten ausge-
tauscht,“ berichtet Uwe Peglau weiter.
Die Delegation aus dem Fachbereich 13 ist sich
einig: „Die Solidarität, die wir in Brüssel erfah-
ren haben, müssen wir in unseren Betrieben
umsetzen. Den Kolleginnen und Kollegen muss
deutlich werden, dass die Beschäftigten aus an-
deren Ländern, die bei uns für wenig Geld ar-
beiten, nichts dafür können, sondern dass dies
ein Ergebnis einer europaweiten arbeitnehmer-
feindlichen Politik ist. Dies ist uns spätestens auf
der Demo in Brüssel klar geworden.“
Der Betriebsratsvorsitzende von Dekonta im
Kernkraftwerk Unterweser, Selahaddin Cakarer,
ist ebenfalls beeindruckt: „Ein Fahnenmeer mit
vielen Farben. Wenn ich daran denke, kriege ich
eine Gänsehaut.“ Sein Fazit: „Wenn es eine ge-
rechte EU geben soll, dann bitte schön mit allen
Rechten und Pflichten. Nicht nur für die großen
Konzerne, sondern auch für die kleinen Leute.“
Callcenter-Agentin Ulrike Seuster, Vorsitzende

>Fortsetzung Seite 4
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Wettlauf der mitgliedstaatlichen
Rechtssysteme um niedrige Qua-
litäts-, Arbeits-, Sozial-, Verbrau-
cherschutz- und Umweltstan-
dards.
■ Er verzichtet auf eine sozial-
politische Regulierung des
Dienstleistungsbinnenmarkts und
macht eine effektive Kontrolle
der Einhaltung des geltenden
deutschen und EU-Rechts zur Ar-
beitnehmerentsendung unmög-
lich.
■ Er erschwert eine effektive
Wirtschafts- und Unternehmens-
aufsicht und bietet unzureichen-
de Vorkehrungen zur Bekämp-
fung von Wirtschaftskriminalität.
Wir fordern die Europäische
Kommission auf, diesen Richt-
linienvorschlag umgehend zu-
rückzuziehen. Wir fordern die
Bundesregierung und den
Bundesrat, die Regierungen der
Mitgliedstaaten und das Europä-
ische Parlament auf, diesen Richt-
linienvorschlag abzulehnen.
Wir übermitteln diese Entschlie-
ßung der Landesregierung
von…, dem Bundestag, der
Bundesregierung und dem
Bundesrat, dem Rat der Europä-
ischen Union, dem Präsidenten
des Europäischen Parlaments, der
Europäischen Kommission, dem
Wirtschafts- und Sozialausschuss
(WSA), dem Ausschuss der Re-
gionen sowie den bundesdeut-
schen Abgeordneten des Europä-
ischen Parlaments.

(Dieser Beschlusstext kann abge-
ändert und zum Beispiel den
Wahlkreis-Abgeordneten als Auf-
trag gegeben werden. Er kann in
unterschiedlichen Gremien abge-
stimmt und in den Aktionsbünd-
nissen an Ort und Stelle abge-
fasst werden.)
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Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen,

zu führen, dass immer mehr Menschen unter
die Armutsgrenze fallen, dass ansteigende Ar-

beitslosigkeit programmiert ist.
Gegen die EU-Dienstleistungsrichtlinie
hatte sich eine breite Front von Gegnern
formiert. So unterschiedliche Akteure wie
Wohlfahrtsverbände, das Handwerk, die
kommunalen Unternehmen, Künstler,
Journalisten, Architekten und alle euro-

päischen Gewerkschaften kämpften
gemeinsam gegen diese Richtlinie.
Die beeindruckende Demonstration
am 19. März 2005 in Brüssel hat ge-
zeigt, dass alle europäischen Gewerk-
schaften, auch die der neuen Bei-
trittsländer vehement gegen die
Richtlinie und für ein soziales Europa

eintreten. Der Protest der europäischen Gewerk-
schaften war erfolgreich, die europäischen
Staats- und Regierungschefs haben am 22.
März die Richtlinie in der ursprünglichen Form
kritisiert. Es liegt nun am Europäischen Parla-
ment sie neu zu formulieren.
Wir wollen eine Verbesserung der Qualität der
Dienstleistungsbeschäftigung aber auch die För-
derung von Qualifikation und lebenslangem Ler-
nen und der Verbesserung der Lebens- und Ar-
beitsbedingungen europaweit. Wir wollen ein
starkes, wettbewerbsfähiges und soziales Euro-
pa. Wir können gemeinsam viel erreichen.
Wir müssen nicht nur versuchen die Dienstleis-
tungsrichtlinie zu verändern, sondern uns auch
in den anderen europäischen Projekten, ange-
fangen bei der Veränderung der Arbeitszeitricht-
linie, aber auch bei den Diskussionen um die öf-
fentliche Daseinsvorsorge, einbringen. Gemein-
sam mit europäischen Gewerkschaften müssen
wir in europaweit agierenden Unternehmen, sei
es der Leih- und Zeitarbeit, sei es im expandie-
renden Bereich der Wach- und Sicherheitsunter-
nehmen, einheitliche Rahmenbedingungen für
Entlohnung und manteltarifvertragliche Rege-
lungen schaffen. Die Teilnahme an sozialen Dia-
logen ist der erste Schritt, branchenweite Ver-
einbarungen zu treffen.
Es ist an der Zeit, über nationalstaatliche Gren-
zen hinaus zu handeln.

Eure Dorothea Müller

Deutschland liegt mitten in Europa. Immer
mehr europäische Richtlinien und andere

Vereinbarungen wirken sich auf unsere
Lebens- und Arbeitsbedingung aus. Lei-
der scheinen dabei Liberalisierung und
freie Marktwirtschaft nach wie vor den
Vorrang vor der Gestaltung eines sozia-
len Europas zu haben. Dabei war es doch
gemeinsames Ziel, Europa sozial zu gestal-
ten. Bis 2010 sollte Vollbeschäftigung mit
mehr und besseren Arbeitsplätzen erreicht
sein. Der bisherige Entwurf zu einer Eu-
ropäischen Dienstleistungsrichtlinie ist
ein „Schlag ins Gesicht“ für all die-
jenigen, die den Versprechungen auf
ein soziales Europa vertraut haben.
Die EU-Kommission hat versucht,
wie mit der Brechstange all das aus dem Weg
zu räumen, was ihrer Meinung nach den freien
Handel mit Dienstleistungen behindert: Sozial-
und Umweltstandards, staatliche Kontrollrechte
über Wirtschaft und Steuertransparenz.
Mit dem Herkunftslandprinzip sollen 25 Rechts-
systeme in 21 Sprachen parallel in jedem Land
der EU gelten. Mit dem Herkunftslandprinzip
würden die nationale Arbeitsgesetzgebung und
Tarifverträge über Löhne, Arbeitsbedingungen
sowie Sicherheit und Gesundheit am Arbeits-
platz massiv unter Druck geraten. Der Wettbe-
werb zwischen den Arbeitsbedingungen, zwi-
schen Entgelten und den Rahmenbedingungen
von Arbeit wäre damit grenzüberschreitend er-
öffnet. Ein gnadenloser Dumpingwettbewerb
um die niedrigsten Standards würde eingeleitet.
Für unsere Branchen der Besonderen Dienstleis-
tungen heißt das, dass unsere Niedriglohnberei-
che unter noch größeren Druck geraten, wenn
zum Beispiel Wach- und Sicherheitsunterneh-
men, aber auch Friseurbetriebe, aus den neuen
Beitrittsländern ihre Dienste noch günstiger an-
bieten. Unter Druck können darüber hinaus in
Deutschland die Arbeitsbedingungen in nahezu
allen Branchen geraten, wenn deutsche Unter-
nehmen die Chance ergreifen und mit dem Um-
weg über ein günstiges EU-Land zu dessen Be-
dingungen wieder in Deutschland Niederlassun-
gen gründen. Dieser unsägliche Dumpingwett-
bewerb würde gerade in unseren Branchen da-

Dorothea Müller, Leiterin
des Fachbereichs 13
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Revision der
EBR-Richtlinie 
kommt nicht
voran

Im April 2004 hat die Eu-
ropäische Kommission
das Verfahren zur Revi-
sion der Richtlinie über
Europäische Betriebsräte
eingeleitet. Die Stellung-
nahmen der Sozialpartner
liegen seit Juni 2004 vor.
Der neue EU-Kommissar
für Beschäftigung und
Soziales, Vladimir Spidla,
hatte sich im September
2004 vor dem europä-
ischen Parlament für eine
Revision der EBR-Richlinie
ausgesprochen. Dennoch:
Das Gesetzgebungsver-
fahren stockt. John
Monks, Generalsekretär
des Europäischen Ge-
werkschaftsbundes, for-
derte deshalb am 14. Ja-
nuar 2005, umgehend mit
der zweiten Phase der
Anhörung zu beginnen.
Weitere Informationen
unter: www.euro-
betriebsrat.de

Rund um 
Europa

■ Europa-Grundseminar:
Die Europäische Verfas-
sung, 4. bis 8. Juli 2005 in
Mosbach (MO 5070405)
■ Baustelle Europa: Ein
Europa-Seminar in Biele-
feld, Brüssel und Straß-
burg, September 2005, 
in Bielefeld-Sennestadt 
(BI 5090000)
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T i t e l g e s c h i c h t e

Fortsetzung von Seite 2
der ver.di-Vertrauensgruppe bei Sykes in Schor-
tens schildert ihre persönlichen Empfindungen
so: „Die Farbenpracht der verschiedenen Ge-
werkschaften ist überwältigend. Aus allen Teilen
der EU. Bunt gemischt. Griechen schwenken 
ihre Fahnen neben den Franzosen, und Spanier
marschieren entschlossen und einig mit ihren
Transparenten neben den Polen. Die Zusammen-
gehörigkeit wird darin bestärkt, dass sich die
Gewerkschaften vermischen und die Teilnehmer
ihre Fahnen tauschen und diese voller Stolz
schwenken. Es vermittelt ein Gefühl von Einig-
keit, wie damals die Solidarnosc auf einer Danzi-
ger Werft in Polen. Sprachbarrieren kommen
nicht vor, weil der Kampf um Arbeit keine Spra-
che braucht.“
Es wurde nach Ulrike Seusters Ansicht ein Zei-
chen gesetzt, auf das alle Arbeitnehmer stolz
sein können. „Ich wünsche mir für die Zukunft,
dass es mehr als nur eine europäische Demo ge-
ben wird und alle Arbeitnehmer sich endlich für
ihre Rechte einsetzen werden.“ In ihr Tagebuch
hat die überzeugte Gewerkschafterin über die
Brüssel-Demo notiert: „Es war ein kleiner Schritt
für uns, aber ein großer Schritt für die Arbeit-

nehmer in Europa. Und ich hoffe, wir haben ein
bisschen Geschichte geschrieben.“
Nachtrag von Dieter Reinhardt, dem Vorsitzen-
den der Bundesfachgruppe ISF/Bewachung:
„Was haben wir uns alles anhören müssen, weil
wir nach Brüssel fahren: Wozu? – Bringt ja doch
nichts! – Ist doch sowieso alles entschieden. –
So viel Mühe und Ausgaben für nichts. – Könnt
ihr das Geld nicht sinnvoller verwenden usw.
usw…“
„Und gerade beim Frühstück“, so Reinhardt am
Mittwoch nach der Demonstration, „habe ich es
in den Nachrichten gehört: Gestern haben die
Länderchefs in Brüssel entschieden, die EU-
Dienstleistungsrichtlinie in dieser Fassung ist
vom Tisch und wird völlig überarbeitet, um
Lohn- und Sozialdumping zu vermeiden. Und
ich saß da, mit Stolz erfüllt, dabei gewesen zu
sein und hatte wirklich feuchte Augen. So habe
ich mich über unseren Erfolg gefreut. Meine
Frau gab mir die Hand mit den Worten ‚das
habt ihr super gemacht‘ und das möchte ich auf
diesem Weg an alle, die dabei waren, weiter-
geben. Danke, das habt ihr super gemacht!“

Frank Buscher

Das Ziel des Vorschlags für eine Dienst-
leistungsrichtlinie ist der EU-Binnenmarkt
für Dienstleistungen bis 2010. Das pro-
grammatische Ziel lautet: „Abbau der 
bürokratischen Hindernisse für die Wett-
bewerbsfähigkeit Europas“. Die Richtlinie
soll den gesamten Dienstleistungssektor
erfassen. 

Unternehmen aus allen 25 EU-Mitgliedsstaa-
ten sollen möglichst wenig in ihrer wirt-

schaftlichen Betätigung in anderen EU-Ländern
beeinträchtigt werden. Die jeweils unterschied-
lichen Rechtsvorschriften im Steuer-, Gewerbe-,
Vertrags-, Haftungs- oder Umweltrecht sollen
danach für die Unternehmen aus anderen Staa-
ten nicht mehr gelten. Bisher gibt es noch in
vielen Ländern, auch in Deutschland, zum Teil
strikte Vorgaben beim Erwerb von Anteilen an
anderen Unternehmen oder zur Beteiligung an
Ausschreibungen. 
Damit diese Vorgaben und Bedingungen die
Wettbewerbsfreiheit der Unternehmen nicht
mehr einschränken, wird ein sogenanntes Her-
kunftslandprinzip vorgeschlagen. Danach kön-
nen die Dienstleistungsunternehmen in allen 25

Mitgliedsstaaten nach den Rechtsvorschriften 
ihres Ursprungslandes tätig werden. Ob ein
deutsches Unternehmen in Frankreich, ein öster-
reichisches in Spanien, ein slowakisches in Ita-
lien oder ein polnisches in Deutschland seine
Dienstleistungen anbietet, es gilt in diesen Fällen
das jeweilige deutsche, österreichische, slowaki-
sche oder polnische Steuer-, Haftungs-, Ver-
trags- oder Umweltrecht. 
Mit dem Herkunftslandprinzip würde nach Auf-
fassung von ver.di kein gleicher und einheit-
licher EU-Regulierungsrahmen für die Dienst-
leistungen geschaffen, sondern im Gegenteil
ein radikaler Wettbewerb der Rechtssysteme
eingeleitet. In jedem einzelnen Mitgliedstaat
würden künftig bis zu 25 verschiedene Unter-
nehmens-, Sozial- und Tarifrechtssysteme kon-
kurrieren. Im Vorteil wären Dienstleistungs-
unternehmen aus jenen Mitgliedstaaten, wel-
che die jeweils niedrigsten Standards bei der
Kontrolle der Unternehmertätigkeit, den Quali-
fikationsanforderungen, der Qualität und der
Qualitätskontrolle, der Besteuerung sowie den
Sozial- und Beschäftigungsbedingungen, dem
Umwelt- und Verbraucherschutz bieten. Damit
würden ungleiche Wettbewerbsbedingungen in

Das Entsendegesetz 
hat Vorrang
FREIE DIENSTLEISTUNGEN UND EIN SOZIALES EUROPA – EIN WIDERSPRUCH?
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■ Europa im Umbruch: Aus 15
wurden 25 – die Erweiterung der
EU, 19. bis 23. September 2005,
Walsrode (WA 5091907)
■ EU und die Auswirkungen 
auf die Tarifpolitik, 30. Oktober
bis 4. November 2005, Berlin 
(BE 5103002) 
■ Grenzgänger – Arbeitsmig-
ration in Europa, 4. bis 8. Juli
2005 in Saalfeld (SF 0407501)
■ Antisemitismus in Europa –
Alte Gefahr in neuem Gewand?,
23. bis 27. Mai 2005, Saalfeld
(SF 2305503)
■ Rechter Radikalismus in Euro-
pa. Neue Analysen und Strategie
zur Bekämpfung des Rechtsradi-
kalismus, 17. bis 21. Oktober
2005 in Saalfeld (SF 1710502)
■ Ist die Türkei fit für Europa? 
– Ein Seminar in Berlin, Istanbul
und Ankara, 27. Mai bis 4. Juni
2005, Berlin (BE 5052705)
■ Völker hört die Signale! Inter-
nationale Herausforderungen 
für Arbeitnehmerorganisationen,
13. bis 18. November 2005,
Brannenburg (BA 5111303)
Weitere Informationen zu diesen
und zu weiteren Seminaren sind
in der Broschüre Zentrale Semi-
nare 2005 der ver.di und unter
www.ver.di-zentrale-seminare.de
zu finden.

Links und Webseiten rund
um Europa

■ www.etuc.org
Europäischer Gewerkschaftsbund
■ www.union-network.org
Union Network International
■ www.eu-kommission.de
Informationen aus der Kommis-
sion
■ http://europa.eu.int/comm/
employment_social/social_
dialogue/sectorial32_de.htm
zum Sozialen Dialog 
■ www.euro-betriebsrat.de
Informationen über Europäische
Betriebsräte
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der EU geschaffen, die in einen radikalen Un-
terbietungs- und Dumpingwettlauf münden
würden. 
Zur Regelung der Arbeits- und Sozialbedingun-
gen verweist die EU-Dienstleistungsrichtlinie auf
die EU-Entsenderichtlinie von 1996, die Arbeits-
und Sozialbedingungen, wie Tarifverträge, So-
zialversicherungen und Arbeitsgesetze regelt. Die
Entsenderichtlinie legt fest, dass die Arbeits- und
Sozialbedingungen sich nach dem Land, in dem
die Dienstleistungen angeboten und geleistet
werden, richten. Das Ziel dieser Richtlinie war,
den Schutz der Arbeitsbedingungen für Beschäf-
tigte, und war zwingend nur für die Bauwirt-
schaft, umzusetzen. Das führte dazu, dass zwar
alle Mitgliedsstaaten die Entsenderichtlinie für
die Bauwirtschaft in nationales Recht umsetzten,
aber nicht für alle anderen Wirtschaftssektoren.  
Auch in Deutschland wurde die Entsendericht-
linie nur für die Bauwirtschaft in nationales
Recht umgesetzt. Das heißt nun angesichts des
Entwurfs für die Dienstleistungsrichtlinie, dass –
bis auf die Bauwirtschaft – in allen anderen
Dienstleistungssektoren die Arbeits- und Sozial-
bedingungen sich nach dem „Herkunftsland-
prinzip“ richten. Da bedeutet, die unterschied-
lichen Arbeitsbedingungen geraten ebenfalls in
einen Wettbewerb untereinander. ver.di sieht
die Gefahr eines Dumpingwettlaufs der unter-
schiedlichen Arbeitsbedingungen in Deutschland
und europaweit. Tarifverträge und Arbeitsplätze
würden einem extremen Druck nach unten aus-
gesetzt werden. 
Zwar will die EU-Dienstleistungsrichtlinie öffent-
liche Dienstleistungen, wie hoheitliche Aufga-
ben (Militär, Polizei, Gefängnisse), von den Re-
gelungen der Wettbewerbsfreiheit ausnehmen,
allerdings bleibt die Abgrenzung zu anderen öf-
fentlich regulierten oder gemeinwohlorientierten
Dienstleistungen unscharf. Dienstleistungen im
öffentlichen Gemeinwohlinteresse sind zum Bei-
spiel Kindergärten, Bibliotheken, Verkehrsunter-
nehmen, Krankenhäuser oder Friedhöfe. Glei-
ches gilt für die im öffentlichen Auftrag tätigen
Institutionen, von den Trägern der Freien Wohl-
fahrtspflege bis zum Technischen Überwachungs-
verein. Der Deutsche Bundesrat kritisiert zu
Recht diesen sehr weit gefassten Anwendungs-
bereich. Regelungen der Daseinsvorsorge, zum
Beispiel Gesundheitswesen, Pflege und soziale
Dienste, Bildung, Wasserwirtschaft usw. müs-
sten grundsätzlich Sache der Mitgliedstaaten
und ihrer zuständigen regionale und kommuna-
len Untergliederungen bleiben. 
Doch auch die Herausnahme dieser Dienstleis-
tungen aus dem Geltungsbereich des Herkunfts-
landprinzips würde die Situation in den nationa-
len Staaten nicht verbessern. Wenn die EU-
Dienstleistungsrichtlinie in der vorliegenden

Form umgesetzt wird, könnten beispielsweise
Unternehmen mit Briefkastenfirmen die Um-
welt-, Sicherheits-, Haftungs-, Gewerbe- und
Steuervorgaben unterlaufen und jeweils von
den EU-Mitgliedsländern mit den für sie güns-
tigsten Gesetzen aus operieren. 
Durch das Fehlen eines die Europäische Ent-
senderichtlinie umsetzenden Entsendegesetzes
für alle Branchen würde darüber hinaus den
Unternehmen die Möglichkeit eröffnet, die
unterschiedlichen Lohn- und Arbeitsbedingun-
gen unmittelbar im Rahmen von Wettbewerbs-
bedingungen gegeneinander auszuspielen. Da-
mit würde das Sozialstaatsmodell Europa, das in
den EU-Verträgen und im Entwurf der EU-Ver-
fassung verankert wurde, stark gefährdet wer-
den. 
Aus all diesen Gründen fordert ver.di gemein-
sam mit den europäischen Gewerkschaften die
umfassende Abänderung des Entwurfs der EU-
Dienstleistungsrichtlinie. 
■ Das Herkunftslandprinzip muss gänzlich aus
dem Katalog entfernt werden. Der EU-weite
Wettbewerb im Dienstleistungssektor darf nicht
zu einem Lohn- und Sozialdumping führen. 
■ Ohne ein die Europäische Entsenderichtlinie
umsetzendes Entsendegesetz für alle Dienstleis-
tungsbranchen darf es den freien Binnenmarkt
mit uneingeschränktem Wettbewerb für Dienst-
leistungen in der EU nicht geben. 
■ Zur Herstellung ähnlicher Wettbewerbsbedin-
gungen müssen Berufsqualifikationen innerhalb
der EU vergleichbar sein. In vielen Dienstleis-
tungsbranchen werden zur Ausübung von Tä-
tigkeiten bestimmte berufliche Mindestqualifika-
tionen vorausgesetzt. Soll der Binnenmarkt für
Dienstleistungen weiter entwickelt werden, ist
die inhaltliche und formale Vergleichbarkeit 
beruflicher Qualifikationen eine notwendige
Voraussetzung. 
■ Zur zukünftigen Abgrenzung der Dienstleis-
tungen im Allgemeinen oder im allgemein wirt-
schaftlichen Interesse (Daseinsvorsorge) von de-
nen im wirtschaftlichen Interesse fordert ver.di
eine Europäische Richtlinie zur Daseinsvorsorge.
Ziel dieser Richtlinie ist, diese Dienste von der
Weiterentwicklung des Binnenmarktes in der EU
abzugrenzen und dadurch wesentlich zur Stär-
kung der kommunalen Entscheidungshoheit bei-
zutragen. Zu diesen Diensten gehören beispiels-
weise Informationstechnik- und Telekommunika-
tionsdienstleistungen, Überwachungs- und
Überprüfungsdienstleistungen, wie die Prüfung
von Sicherheitsstandards in Kernkraftwerken,
aber auch die technische Überprüfung von
Autos und technischen Ablagen, Fuhrpark- 
und Gebäudemanagement von öffentlichen Ein-
richtungen, von Kernkraftwerken, Wach- und
Sicherheitsdienste. Antje Schumacher
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Im Wider-
spruch zu Vor-
haben der EU

Der Richtlinienentwurf zu
Dienstleistungen steht in
deutlichem Widerspruch
zu parallel laufenden EU-
Gesetzgebungsvorhaben
und Diskussionen: 

Grünbuch (2000)/Weiß-
buch (2003) zur Daseins-
vorsorge (Dienste im all-
gemeinen Interesse): Da-
mit hat die Kommission
eine Debatte um Defini-
tion, präzise Abgrenzung
ihrer Aufgaben und Fi-
nanzierungsregelungen
der öffentlichen Daseins-
vorsorge eingeleitet.

Grünbuch zu den Öffent-
lich-Privaten Partner-
schaften (Public-Privat-
Partnerships; 2004): Be-
fasst sich mit den ver-
schiedenen Modellen öf-
fentlicher und privater
Partnerschaften, sei es
über öffentliche Investi-
tionsausschreibungen,
Konzessionsverträge oder
auch gemeinsame Beteili-
gungen an Unternehmen.

EU-Richtlinie zur Zeit-
und Leiharbeit: Hier steht
der Grundsatz der Gleich-
behandlung mit den Be-
schäftigten des Einsatz-
betriebes zur Diskussion.

EU-Richtlinie zur Aner-
kennung beruflicher Qua-
lifikationen: Sie strebt ei-
ne EU-weit harmonisierte
Anerkennung von Ab-
schlüssen an.
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T i t e l g e s c h i c h t e

Betriebsräte aus Überwachungsorganisatio-
nen, Parteien und Verbänden sowie einige

Betreuungssekretäre der Bundesverwaltung und
der Landesbezirke waren vom 28. Februar bis 
4. März 2005 in Brüssel. Dort diskutierten sie
mit Gesprächspartnerinnen und -partnern von
der Europäischen Kommission, aus dem Parla-
ment und von Gewerkschaften über die geplan-
te EU-Dienstleistungsrichtlinie.
Erste Station war ein Gespräch mit Margot
Fröhlinger aus der GD Binnenmarkt der Europäi-
schen Kommission, die den Richtlinienentwurf
verfasst hat. Ausführlich stellte sie das Ziel der
Richtlinie und die wichtigen Passagen dar. Sie
stellte die Gründe für das Herkunftslandprinzip
vor und verwies auf die lange Liste der Ausnah-
meregelungen sowie auf die Entsenderichtlinie,
nach der die einzelnen Länder Mindestarbeits-
bedingungen festlegen könnten. „Diese Mög-
lichkeiten müssen nur genutzt werden, dann
gäbe es viel weniger Probleme“, sagte sie mit
dem Hinweis auf Deutschland und die Diskus-
sion um Mindestlöhne. Zudem seien Studien in
Auftrag gegeben worden, die belegten, dass
Deutschland von der Richtlinie profitieren wür-
de, zum Beispiel mehr als einhunderttausend
neue Arbeitsplätze sowie realer Zuwachs am
Bruttosozialprodukt.
Bernadette Tesch-Segol, Regionalsekretärin der
UNI Europa, stellte die Kritik der Richtlinie aus
Sicht der UNI vor. „The devil is living in the de-
tail“ – Der Teufel steckt im Detail, sagt sie da-

zu. Das Herkunftslandprinzip, die Gefahren der
Deregulierung auf niedrigem Niveau, die Ver-
einfachung der Niederlassungsvorschriften und
die Erschwernis von Kontrollen seien einige
Punkte, weshalb die Richtlinie geändert werden
müsse.
Die EU-Abgeordnete Evelyne Gebhardt, Bericht-
erstatterin im Parlament für Binnenmarkt/Ver-
braucherschutz, berichtete, dass immer mehr
kritische Anfragen die Parlamentarier erreichten.
Die problematischsten Regelungen sollen ver-
bessert werden, insbesondere die Gefahr des
Abbaus von Arbeitsplätzen und des Drucks auf
tarifliche Standards. Sie forderte dazu auf, die
Öffentlichkeit noch mehr zu sensibilisieren und
verstärkt kritische Hinweise zu geben.
Mit dem Thema Europäischer Betriebsrat be-
fasste sich Wilfried Kuckelkorn, langjähriger EU-
Parlamentarier und ehemals Vorsitzender des
Europäischen Betriebsrates bei Ford. Er bedauer-
te, dass „bei den deutschen EU-Parlamentariern
keiner, bzw. kaum jemand noch den gewerk-
schaftlichen Stallgeruch“ besitze.
Das Programm wurde abgerundet durch Jona-
than Hayward von der britischen Gewerkschaft
AMICUS. Er erläuterte das System der Betriebs-
räte in Großbritannien (shop stewards, works
council) und der Tarifverhandlungen. 
Allen Teilnehmerinnen und Teilnehmern war am
Ende des Besuchs klar: Die Dienstleistungsricht-
linie muss verbessert werden.

Ulrich Beiderwieden

Der Teufel steckt im Detail
DISKUSSIONEN IN BRÜSSEL ÜBER DIE EU-DIENSTLEISTUNGSRICHTLINIE
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ver.di-Delegation zeigt in Brüssel Flagge



Mindestlohn
gefordert

Wach- und Sicherheits-
gewerbe in Bayern

Die Große Tarifkommission des
Wach- und Sicherheitsgewerbes
Bayern hat sich während ihrer
Sitzung am 2. Februar 2005 in
Paulushofen unter anderem mit
der EU-Dienstleistungsrichtlinie
befasst. Danach sollen Dienstleis-
tungen künftig uneingeschränkt
nach dem Herkunftslandprinzip
erbracht werden.
Für das Wach- und Sicherheitsge-
werbe bedeutet dies nach Über-
zeugung der Großen Tarifkom-
mission einen radikalen Verdrän-
gungswettbewerb. Er würde zum
freien Fall der Löhne führen, da
ein gesetzlicher Mindestlohn in
Deutschland nicht in Sicht ist.
Zahlreiche reguläre Arbeitsplätze
im Bewachungsgewerbe würden
vernichtet, weil Firmen aus dem
In- und Ausland mit Lohndum-
ping noch günstigere Angebote
machen könnten.
Dagegen wird die Große Tarif-
kommission sich auch künftig für
ein Einkommen in der Branche
einsetzen, mit dem ein Auskom-
men möglich ist. Um das zu er-
reichen, benötigt ein/e Bewa-
cher/in in Bayern mindestens
1500 Euro brutto bei erträglichen
Arbeitszeiten.
Gefordert wird ein europaweit
geltender Mindestlohn, um die
Lohnspirale nach unten zu ver-
meiden, und um die derzeit noch
niedrigst entlohnten Beschäftig-
ten in Europa bei ihren Lohnfor-
derungen zu unterstützen.
Die Große Tarifkommission ist
nicht bereit, Sozialabbau hinzu-
nehmen: „Wir rufen alle auf,
Mitglieder für ver.di zu werben,
um so dem Horrorkatalog der
Dienstleistungsrichtlinie, aber
auch der Arbeitgeber konstruktiv
entgegenwirken zu können. “

Hans-Peter Kilian

diebesonderenE u r o p a
b

Der ver.di-Report Die Besonderen hat Dr.
Ursula Polzer, Leiterin des Bereichs Euro-
pa und Internationales in ver.di, gefragt: 

Warum ist
die Eu-

ropäische
Union für uns
wichtig?
„Die Europä-
ische Union
(EU) ist ein
Gebilde, das
historisch ein-
zigartig ist:
Sie ist weder
ein Staaten-
bund noch
ein Bundes-
staat, sondern

besteht aus einem gemeinsamen Dach, unter
dem sich eigenständige Staaten finden. Entspre-
chend teilen sich Zuständigkeiten auf, wie die
der EU und die von Deutschland.
Seit ihrer Gründung 1957 erfuhr die EU eine in-
nere und eine äußere Erweiterung, das heißt,
aus sechs Mitgliedstaaten wurden zwischenzeit-
lich 25. Nach innen wurde ihr Dach immer grö-
ßer – was als Zollunion anfing, über die europä-
ische Wirtschaftsgemeinschaft weitergeführt
wurde, ist inzwischen zur europäischen Politi-
schen Union geworden. Mittlerweile werden
rund 80 Prozent aller Gesetze auf EU-Ebene ge-
macht. Richtlinien, wie diese Gesetze noch hei-
ßen, müssen gemäß den auf EU-Ebene entschie-
denen Vorgaben in nationales Recht umgesetzt
werden; europäische Verordnungen gelten di-

rekt. Dabei gilt als Grundsatz: Europäisches
Recht bricht nationales Recht, das heißt, das Eu-
ropäische Recht hat Vorrang vor dem nationalen
Recht.
Die EU beschäftigt sich schon lange nicht mehr
nur mit wirtschaftlichen Sachverhalten. So ist sie
zum Beispiel zuständig für den Wettbewerb und
den Binnenmarkt, aber auch für die Währung,
die Stabilitätspolitik und den Stabilitätspakt. Sie
befasst sich auch mit dem sozialen Bereich, wie
mit Arbeitsrecht, Arbeitsschutz und Arbeitszeit,
Europäischen Betriebsräten und Regelungen für
Menschen, die grenzüberschreitend in der EU
tätig werden. Sie regelt Verbraucherfragen, Le-
bensmittel- und Agrar-Angelegenheiten, Gleich-
berechtigung und Umwelt, Verkehr und Ener-
gie. Kurz: Die EU bestimmt in fast allen Lebens-
bereichen entscheidend mit. Der Europäische
Gerichtshof spielt eine große Rolle bei der Aus-
gestaltung des EU-Rechts.
Über ihre Strukturfonds hat die EU erhebliche
Aufbau- und Ausgleichsleistungen ihrer Mit-
gliedstaaten finanziert und damit für eine An-
näherung der Lebensverhältnisse in der EU auf
hohem Niveau gesorgt, obwohl weltweit der
Konkurrenzkampf sich massiv verschärft hat.
Auch die demokratische Dimension der EU ist
im Laufe der Jahre ausgebaut worden: das Euro-
päische Parlament spielt mittlerweile eine große
Rolle in Gesetzgebungsprozessen. Und mit der
Europäischen Verfassung verlässt die EU endgül-
tig ihre rein marktwirtschaftliche Ausrichtung;
sie wird zur politischen und sozialen Union. 
Die wirtschaftliche und politische Wirkungskraft
der EU ist immens – deshalb müssen sich Ge-
werkschaften intensiv darum kümmern und ak-
tiv auf EU-Ebene mitgestalten.“

Nachgefragt I
WARUM IST DIE EUROPÄISCHE UNION FÜR UNS WICHTIG?

Ursula Polzer

Fo
to

: 
FB

Nachgefragt II
WAS VERBIRGT SICH HINTER DEM SOZIALEN DIALOG UND WARUM IST ER FÜR VER.DI, 
FÜR DEN FACHBEREICH BESONDERE DIENSTLEISTUNGEN, SO WICHTIG?

Der Report Die Besonderen hat Ursula
Werheit, Referentin im Bereich Europa-
politik und Internationales bei ver.di, 
gefragt: 

Was verbirgt sich hinter dem Sozialen Dia-
log und warum ist er für ver.di, für den

Fachbereich Besondere Dienstleistungen, so
wichtig ?

Das Anliegen des sozialen Dialoges ist, in Ver-
handlungen von Arbeitgeber- und Arbeitneh-
merorganisationen zu gemeinsamen Ergebnis-
sen zu kommen, die einem (weiteren) Ausei-
nanderdriften von Standards innerhalb der EU
entgegen wirken können, beziehungsweise
überhaupt erst eine Annäherung von Bedingun-
gen ermöglichen. Kurz: In gemeinsamen Ge-
sprächen sollen sich Gewerkschaften und Ar-

S I C H E R H E I T
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beitgeberverbände auf Rahmenbedingungen zur
Arbeit in Europa einigen. 
Im branchenübergreifenden („intersektora-
len“) sozialen Dialog verhandeln Europas Ar-
beitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen
gemäß vertraglich festgeschriebener Konsul-
tationsverfahren autonom über sozialpolitisch
relevante Themen. Für die Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer in Europa ist der Europä-
ische Gewerkschaftsbund (EGB) der Verhand-
lungspartner. An den Verhandlungen und an
der Entscheidungsfindung ist ver.di, wie alle
nationalen Einzelgewerkschaften, über den
Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB) beteiligt.
Bei den Arbeitgebern gibt es mehrere europä-
ische Organisationen: Für die Privatwirtschaft
ist das die Europäische Vereinigung der Indus-
trie- und Arbeitgeberverbände/der Europäische
Verband der kleinen und mittleren Unterneh-
men im Handwerk (UNICE/UEAPME) sowie für

die öffent-
lichen Arbeit-
geber das Eu-
ropäische
Zentrum der
Unternehmen
mit öffent-
licher Teilha-
be und der
Unternehmen
mit allgemei-
nem wirt-
schaftlichen
Interesse
(CEEP). 
Ergebnisse der
Verhandlun-

gen der Sozialpartner auf dieser Ebene sind zum
Beispiel die Vereinbarungen zum Elternurlaub
und zur Teilzeitarbeit. In diesen beiden Fällen
zum Beispiel hat die EU-Kommission nach den
Verhandlungen die Ergebnisse für rechtlich ver-
bindlich erklärt, so dass sie geltendes EU-Recht
wurden. 
Aktuell geht der Trend allerdings in Richtung
gänzlich autonomer Verhandlungen der Sozial-
partner, mit der Folge, dass für die Umsetzung
von Vereinbarungen die Sozialpartner selber,
und damit auch die Einzelgewerkschaften auf
nationaler Ebene, verantwortlich sind. Für die
Jahre 2003 bis 2005 haben sich die Sozialpart-
ner auf europäischer Ebene erstmalig selbst ein
längerfristiges gemeinsames Arbeitsprogramm
gegeben.
Im Rahmen des „sektoralen sozialen Dialoges“
(auch „Branchendialog“) auf europäischer Ebe-
ne werden stärker auf die einzelnen Branchen
bezogene Themen verhandelt und Vereinbarun-
gen getroffen, die dann EU-weite Standards set-

zen sollen. Den formellen Rahmen hierzu bieten
die so genannten „Ausschüsse für den sektora-
len sozialen Dialog“, die auf Antrag der Sozial-
partner einer Branche von der EU-Kommission
eingesetzt werden. Aktuell gibt es 30 solcher
Ausschüsse, die ihre Arbeit in Plenumssitzun-
gen, aber auch in Arbeitsgruppen und Projekten
erledigen. Wegen der große Anzahl von Bran-
chen, in denen ver.di Mitglieder hat, sind ver.di-
Kolleginnen und -Kollegen an der Arbeit von 
16 dieser Ausschüsse beteiligt: Banken, Versi-
cherungen, Elektrizitätswirtschaft, Kommunale
Verwaltung, Audiovisuelle Medien, Darstellende
Kunst, Telekommunikation, Post, Straßenver-
kehr, Binnenverkehr, Seeverkehr, Seefischerei, 
Zivilluftfahrt, Handel, Private Sicherheitsdienste
und Personengebundene Dienstleistungen und
demnächst Zeitarbeitsvermittlung. Der Einsatz
weiterer für ver.di-relevanter Ausschüsse (natio-
nale Verwaltung und Krankenhäuser) wird er-
wartet. 
Neben der EU-Kommission sind es vor allem die
Gewerkschafts- und Arbeitgeberorganisationen
auf europäischer Ebene, die für die inhaltliche
Gestaltung und die Organisation der Arbeit in
diesen Ausschüssen für den sektoralen sozialen
Dialog zuständig sind. Die Mehrheit der unter
ver.di-Beteiligung arbeitenden Ausschüsse wer-
den gewerkschaftsseitig von den entsprechen-
den Sektoren des Union Network International
(UNI) organisiert, weitere von der Europäischen
Transportarbeiter-Föderation (ETF) und vom Eu-
ropäischen Gewerkschaftsverband für den Öf-
fentlichen Dienst (EGÖD).
Aus dem Spektrum des Fachbereiches Besonde-
re Dienstleistungen gibt es einige Ergebnisse des
sektoralen sozialen Dialoges auf europäischer
Ebene, die eine ausführlichere Darstellung ver-
dienen. Aus dem Bereich der Sicherheitsdienste
gibt es beispielsweise einen „Verhaltenskodex
für das private Wach- und Sicherheitsgewerbe“
sowie ein „Handbuch zur Vergabe von Aufträ-
gen an Wach- und Sicherheitsdienste“. Für die
Friseure wurden im Ausschuss „Persönliche
Dienstleistungen“ Resultate erzielt, die sich
durch große Nähe zur beruflichen Praxis aus-
zeichnen: „Friseur-Beschäftigungsnachweise in
der EU“, „Ausbildungsmodule“ und ein „Ver-
haltenskodex ,Wie man miteinander auskommt‘
– Leitlinien für europäische Friseure“. Zur Dis-
kussion steht aktuell die Beteiligung von ver.di
und des Fachbereichs am Branchendialog Zeitar-
beitsunternehmen. Hier haben die Sozialpartner
wieder einen Gedankenaustausch über die Aus-
bildung und den Beitrag der Zeitarbeit zur Ein-
gliederung von Arbeitssuchenden, insbesondere
von benachteiligten Gruppen, in den Arbeits-
markt begonnen. Interessante Ergebnisse sind
zu erwarten.
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Ursula Werheit
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Die Lizenz
zum Wirt-
schaften

Wirtschaftsführerschein
bei der Fachschule ver.di

Die Prüfung zum Europä-
ischen Wirtschaftsführer-
schein (European Busi-
ness Competence* Licen-
ce – EBC*L) fragt nach
einheitlichem Standard
betriebswirtschaftliches
Kernwissen ab, das für
die meisten Tätigkeiten
in Wirtschaft und Verwal-
tung erforderlich ist. Kurs
und Zertifikat richten sich
an Nicht-Betriebswirte,
die im Rahmen ihrer be-
ruflichen Tätigkeit grund-
legende betriebswirt-
schaftliche Kenntnisse 
benötigen. Den Europä-
ischen Wirtschaftsführer-
schein gibt es bereits in
Österreich, der Schweiz,
Deutschland, Italien, Un-
garn und Polen.
Bei der Fachschule ver.di
kann man sich das für die
Prüfung erforderliche
Wissen in einem Online-
Kurs über das Internet
aneignen. Benötigt wird
nur ein PC mit Soundkar-
te und Zugang zum Inter-
net. Der Kurs umfasst
rund 90 Unterrichtsstun-
den verteilt über sechs
Wochen. Vermittelt wer-
den die Themen Bilanzie-
rung (zwei Wochen),
Kennzahlen-Analyse 
(eine Woche), 
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Kostenrechnung (zwei Wochen)
und Gesellschaftsrecht (eine Wo-
che). Zu jedem Modul findet zu
einem festgelegten Termin ein
gemeinsames Online-Treffen im
virtuellen Klassenraum statt. Hier
besteht die Möglichkeit, direkt
über das Internet gemeinsam mit
den Dozenten zu diskutieren. Bis
auf die Termine im virtuellen
Klassenraum kann die Zeit zum
Lernen frei eingeteilt werden. So
können auch Schichtdienstler
und andere mit flexiblen Arbeits-
zeiten am Kurs teilnehmen.

Hubert L., 39, selbstständiger
Handwerker: „Wenn man nicht
aus dem betriebswirtschaftlichen
Bereich kommt und ein Unter-
nehmen gründet, dann verliert
man ganz schnell die Übersicht
und die Kosten laufen einem da-
von. Aus diesem Grund habe ich
mich entschlossen, den Europä-
ischen Wirtschaftsführerschein zu
machen. Der Vorbereitungskurs
der Fachschule ver.di liefert mir
dazu den optimalen Rahmen. Ich
kann ganz bequem von zuhause
aus mitmachen und sollte ich
einmal etwas nicht verstanden
haben, dann beantworten mir die
kompetenten Tutoren wirklich je-
de Frage.“ Eine weitere Teilneh-
merin nutzt den Kurs um sich im
Mutterschutz bei freier Zeiteintei-
lung für den Wiedereinstieg in
den Job vorzubereiten.

Der Kurs kostet für ver.di-Mitglie-
der 358,80 Euro (statt 398,80
Euro). Informationen zum Wirt-
schaftsführerschein unter
www.ebcl-online.de

Das komplette Weiterbildungsan-
gebot der Fachschule ver.di unter
www.fachschule-verdi.de 

diebesonderen
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Neue Perspektiven suchten Aufsichtsrats- und
Betriebsratsmitglieder der Überwachungsor-

ganisationen DEKRA und TÜV Ende 2004 in ei-
nem Seminar in Brüssel, Thema: Europäische
Aktiengesellschaft – Zukunft der Mitbestim-
mung (organisiert von der Fachgruppe „Bera-
tung und Forschung“ in Zusammenarbeit mit
dem DGB-Bildungswerk).
Nach Auskunft des für die Erarbeitung der
Richtlinie Europäische Aktiengesellschaft (SE)
verantwortlichen Kommissionsbeamten Fernan-
do Vasquez (Generaldirektion Beschäftigung
und Soziales) ist nun eine neue, europäische
Unternehmensform möglich. Auch die Unter-
nehmensaufsicht verändert sich. Verschiedene
Mitbestimmungsmodelle stehen zur Wahl und
müssen verhandelt werden. Ob und wie die Be-
teiligung nach dem deutschen Mitbestimmungs-
modell Bestand haben wird, ist wesentlich von
den Kräfteverhältnissen abhängig, die die Um-
setzung der Richtlinie in nationales Recht prä-
gen werden. 
Die Abgeordnete Evelyne Gebhardt verdeutlich-
te die politischen Auseinandersetzungen um die
Richtlinie im Europäischen Parlament. Mit Ver-
tretern des europäischen Gewerkschaftsinstituts
und Lionell Fulton, Leiter eines den britischen
Gewerkschaften nahe stehenden britischen Ar-
beitsforschungsinstituts, lernten die Besucher
unterschiedliche Strategien europäischer Arbeit-
nehmerorganisationen kennen. Die kritische

Selbsterkenntnis: Andere Gewerkschaftstraditio-
nen kennen ganz andere Durchsetzungsstrate-
gien als in Deutschland gewohnt. Von einer ein-
heitlichen europäischen oder internationalen
Gewerkschaftsstrategie zur Mitbestimmung
kann noch keine Rede sein. Aber verschiedene
Wege können durchaus zum Ziel führen. Enga-
gement in den europäischen Gewerkschaftsfö-
derationen und in Zusammenschlüssen ist daher
unumgänglich. 
Die Notwendigkeit zur verstärkten Lobbyarbeit
im Interesse der Überwachungsorganisationen
auf europäischer Ebene verdeutlichte der Vertre-
ter der TÜV Rheinland Group. Die teilnehmen-
den Aufsichtsräte haben sich vorgenommen,
auf ihre Vorstände einzuwirken, damit neue Di-
mensionen einer gemeinsamen Verbandsarbeit
in Europa entwickelt werden.

Dietrich Schallehn

Die Zukunft der 
Mitbestimmung 
SOCIETAS EUROPAE – DIE EUROPÄISCHE AKTIENGESELLSCHAFT

Hoch-

gehalten: 

Das Euro-

Zeichen

Brückenschlag im Europaquartier in Brüssel
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To u r i s m u s

Nachrichten
aus Bayern 

Call Center Sellbytel
(Nürnberg/Fürth): Der
„tariflose“ Arbeitgeber 
verlangt vom Betriebsrat
die Erhöhung der betrieb-
lichen Arbeitszeit von 40
auf 42 Stunden in der
Woche.

Call Center GHP (Hall-
stadt bei Bamberg): Der
„tariflose“ Arbeitgeber
hat von Januar 2005 an
die Löhne einseitig um
die Tätigkeits- und Leis-
tungszulagen gekürzt;
die Beschäftigten haben
zu einem großen Teil ihre
Forderungen schriftlich
geltend gemacht und
müssen, wenn sich der
Arbeitgeber weiterhin
weigert die Kürzungen
rückgängig zu machen,
vor das Arbeitsgericht
ziehen.

Marktforschung-Unter-
nehmen GfK (Nürnberg):
Der „tariflose“ Arbeitge-
ber hat den Betriebsrat
aufgefordert, über den
Wegfall von Sozialleis-
tungen und den teilwei-
sen Wegfall der Arbeits-
zeiterfassung (dafür „Ver-
trauensarbeitszeit“) zu
verhandeln. 

Friedrich Sendelbeck

ischen Gewerkschaftschaftsbünde UNI-Europe
(Dienstleistungen), ETF (Transport) und EFFAT
(Gastronomie), welche die Beschäftigten in den
Tourismussektoren vertreten, zusammen. Ge-
gründet 1995 unter dem Eindruck der zuneh-
menden Europäisierung der Arbeitgeber auf den
unterschiedlichsten Sektoren der Tourismusbran-
che, hat sich dieser Koordinierungskreis zum Ziel
gesetzt, die Arbeitsbedingungen für Beschäftig-
te im Tourismussektor zu verbessern, die Aus-
und Weiterbildung und den sozialen Dialog zu
fördern, und die grenzüberschreitende Zu-
sammenarbeit zwischen den Gewerkschaften zu
stärken, die Beschäftigte auf dem Tourismussek-
tor vertreten.
Die Themen werden während den halbjährlich
stattfindenden Treffen in Brüssel unter der Koor-
dinierung von Kerstin Howald (EFFAT Brüssel)
bearbeitet. Außerdem beschäftigt sich jährlich
ein Kongress mit einem wichtigen Thema der
Branche, so zuletzt im Oktober 2004 in Buda-
pest mit den „Folgen der EU-Erweiterung für
die Branche“. Mit Unterstützung des ETLC war
im Jahr 2001 auch die Basis für die Gründung
des europäischen Betriebsrates der Thomas
Cook AG gelegt worden, die Initiierung weiterer
europäischer Betriebsräte in multinationalen 
Reiseunternehmen steht, in enger Abstimmung
mit Bob Ramsay von UNI-Europe, auf der Tages-
ordnung.

Während der Jahrestagung des Deutschen
Reisebüroverbandes (DRV) auf Mallorca
traf sich die Tarifkommission der Arbeit-
geber der Touristikbranche. 

Die Überraschung des Tages: Eine Delegation
von ver.di demonstrierte vor dem Kongress-

hotel für ihre Tarif-Forderungen, unterstützt von
Kolleginnen und Kollegen spanischer Gewerk-
schaften. 
„Wer, wenn nicht wir! Wo, wenn nicht hier!
Wann, wenn nicht jetzt! Flagge zeigen! Sich
einsetzen für Arbeitnehmerrechte in Spanien
und in Deutschland, für einen sicheren Tarifver-
trag in der Touristik – gegen Arbeitgeberab-
zocke!“, sagte Henry Sieb den Demonstrations-
teilnehmern. So international wie die Reise-
branche waren die Demonstrationsteilnehmer –
trotz nationalem Tarifvertrag, um den es in die-
ser Aktion außerhalb der deutschen Landes-
grenzen ging. Solidarität und tolle Unterstüt-
zung kam von den spanischen Gewerkschaften
USO und CC.OO.
Über die Aktion wurde in der gesamten deut-
schen Fachpresse positiv berichtet. Basis der
grenzübergreifenden Unterstützung war die
langjährige Zusammenarbeit im ETLC, dem 
Europäischen Koordinierungskreis für gewerk-
schaftliche Tourismusfragen in Brüssel. In diesem
Koordinierungskreis arbeiten die drei europä-

Demonstration auf Mallorca 
ZUSAMMENARBEIT DER GEWERKSCHAFTEN IN DER TOURISMUSBRANCHE

Unterstützung durch spanische Gewerkschaftskollegen
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Ein guter Bergmann 
kann alles! 

■ Am 22. März 2005 verab-
schiedeten wir unseren langjäh-
rigen Kollegen Klaus Utz in den
verdienten Ruhestand. Sein En-
gagement und seine Begeiste-
rungsfähigkeit führten den ge-
lernten Bergmann, Sanitärinstal-
lateur und studierten Sozialarbei-
ter 1979 in die hauptamtliche
Gewerkschaftsarbeit bei der ÖTV
in Dortmund. 1991 ging er als
Aufbauhelfer nach Brandenburg.
Dort wirkte er unermüdlich an 
einem Zusammenwachsen der
unterschiedlichen Kulturen und
trug wesentlich zum Erfolg der
Gewerkschaft ÖTV in Potsdam
bei. Nach erfolgreicher Tätigkeit
im Bundesfachbereich Besondere
Dienstleistungen wird er sich nun
der neuen Herausforderung auf
ein hoffentlich aktives Leben im
Ruhestand stellen. Wir wünschen
ihm dabei viel Kraft, Energie und
Lebensmut.

diebesonderen
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Am 17. Februar 2005 erhielt Kollege Heinz
Meier (Name von der Redaktion geändert)

Post vom Bundesarbeitsgericht in Erfurt. Dort
hatte der erste Senat beschlossen, dass die bei-
den betriebsbedingten Kündigungen, die dem
Kollegen von seinem Arbeitgeber, der CallCen-
ter FlyLine Telesale & Services GmbH, einem
Unternehmen der British Airways Group, im
Februar und März 2003 ausgesprochen worden
waren, endgültig unwirksam sind.
„Ohne die Unterstützung von Freunden, Kolle-
gen, dem Betriebsrat und nicht zuletzt durch
meine Gewerkschaft ver.di im Bezirk Land Bre-
men hätte ich das sicher nicht durchgestan-
den“, betont Heinz Meier.
Der Kollege hatte auf den Rechtsschutz von
ver.di und die Kompetenz der Kollegin Christel
Feldmann von der DGB-Rechtsschutz-GmbH in
Bremen vertraut, die ihn vor dem Bremer Ar-
beitsgericht erfolgreich vertreten hat. Ein Ver-
trauen, das sich auszahlt. Denn der Arbeitgeber
ist nun nicht nur verpflichtet, den Kollegen im
Rahmen seines Arbeitsvertrages wieder zu be-
schäftigen, sondern ihn auch so zu stellen, als
sei er nie gekündigt worden. „Das wird sich vor
allem finanziell bei mir bemerkbar machen,
denn ich war aufgrund der Kündigungen ja zu-
nächst arbeitslos“, berichtet er. 

Der Kampf hat sich gelohnt
KÜNDIGUNG EINES BETRIEBSRATS DER CALLCENTER FLYLINE TELESALES & SERVICES GMBH UNWIRKSAM

Wegen der erfolgreichen Kündigungsschutzver-
fahren in der ersten und zweiten Instanz hatte
der Arbeitgeber den Kollegen mit Wirkung zum
1. Dezember 2004 „prozessbeschäftigt“, wie es
im Juristendeutsch heißt, um weiteren abseh-
baren finanziellen Schaden für das Unterneh-
men zu mindern. „Prozessbeschäftigt zu sein
hieß allerdings für mich, deutlich schlechter be-
zahlt zu sein als vorher“, erläutert der Kollege.
Die Firma hatte ihm nämlich in dieser Zeit ledig-
lich einen Lohn gezahlt, der netto knapp unter
dem zuvor bezogenen Arbeitslosengeld lag.
Aber wie kann einem Betriebratsmitglied über-
haupt betriebsbedingt gekündigt werden? „Das
Problem ist, dass jede Kündigung, die der Ar-
beitgeber ausspricht, zunächst so lange wirksam
ist, bis ein Arbeitsgericht etwas anderes sagt,
auch wenn der Betriebsrat der Kündigung
widersprochen hat“, antwortet der Kollege.
„Von daher war es für mich absolut wichtig, als
ver.di-Mitglied den gewerkschaftlichen Rechts-
schutz nutzen zu können. Es hat sich gelohnt,
zu kämpfen.“ Auch der Rückhalt von den Kolle-
ginnen und Kollegen im Betriebsrat sowie im
Betrieb habe ihm sehr geholfen. Im März 2004
hatte ihn der Betriebsrat per einstweiliger Ver-
fügung zunächst als arbeitsloses Betriebsratsmit-
glied zurück in den Betrieb geholt.
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Weltweite Sicherheit 
EINE GLOBALE GEWERKSCHAFT IM SICHERHEITSBEREICH BILDET SICH

Das Dienstleistungsgewerbe erfährt einen
weltweiten Boom, der viele Unternehmen

veranlasst hat, sich global aufzustellen. Auch die
Globalisierung des Sicherheits- und des Reini-
gungsgewerbes verlangt danach, dass die welt-
weit betroffenen Gewerkschaften beginnen zu
kooperieren, sich abzustimmen.
Unter dem Dach der UNI (Union Network Inter-
national) wollen sie mit strategischer Planung
und koordinierten Aktionen eine weltweite bes-
sere Organisierung von Beschäftigten erreichen.
Sie sind überzeugt, dass nur so die Standards
für die Beschäftigten in dieser Branche angeho-
ben werden können.
Eben deshalb trafen sich in Nyon in der Schweiz
Gewerkschaften aus aller Welt, zum Beispiel aus
Australien, USA, Süd-Afrika und vielen europä-
ischen Ländern, zu einer Konferenz. Dieter Rein-
hardt, Sicherheitsdienstmitarbeiter der Firma
Hersa Energy im Kernkraftwerk Unterweser,
nahm als Vorsitzender der Bundesfachgruppe
ISF/Bewachung, zusammen mit Sonja Brügge-
meier, Fachbereichsleiterin des Landesbezirks
Niedersachsen-Bremen, und Peter Bremme,
Fachbereichsleiter des Landesbezirks Hamburg,
für ver.di an der Konferenz teil.  
In Zukunft wollen UNI und die Mitgliedsge-
werkschaften des Sektors Reinigungs- und 
Sicherheitsdienste eng bei Kampagnen, der Bil-
dung und Stärkung von europäischen Betriebs-
räten und beim Abschluss globaler Rahmen-

abkommen mit Unternehmen zusammenarbei-
ten. So wurden Grundlagen für eine globale
Gewerkschaft gelegt, die in der Lage ist, Millio-
nen von neuen Mitgliedern zu gewinnen. Mit
einer gemeinsamen Strategie im Umgang mit
den „Multis“ können bessere Bedingungen
und höhere Standards in jedem Land, auf je-
dem Kontinent und schließlich weltweit er-
reicht werden.
„Es war nicht gerade beruhigend, aus erster
Hand zu erfahren, was sich auf diesem Planeten
tatsächlich abspielt. Dennoch hat es mich ge-
freut, dass es überall auch noch Menschen gibt,
die mit vollem Engagement dabei sind. Es ist 
eine große Herausforderung für alle Beteiligten,
die gesteckten Ziele zu erreichen. Wir als Ge-
werkschafter sind, trotz aller nationaler Proble-
me die wir auch noch haben, gut beraten, die-
sen Weg zu unterstützen und uns in diesen Pro-
zess einer gemeinsamen globalen Gewerk-
schaftsbewegung aktiv einzubringen“, lautet
das Fazit von Dieter Reinhardt. „Wenn wir nicht
untergehen wollen, und dabei denke ich unter
anderem auch an die geplante europäische
Dienstleistungsrichtlinie, müssen die Beschäftig-
ten in diesem Gewerbe auf allen Kontinenten
sich endlich ihrer Stärken besinnen, denn ohne
sie geht es nicht. ,Einigkeit macht stark‘, wie oft
haben wir diesen Ausspruch schon gehört?
Lasst uns diesen Satz endlich mit Leben füllen,
in Deutschland, in Europa, weltweit.“

Dieter Reinhardt und

Sonja Brüggemeier bei

der UNI-Konferenz in

Nyon (Schweiz)
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